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Beschlussempfehlung 
 
des Bildungsausschusses 
 
gemäß Artikel 17 Abs. 2 Satz 2 LV und § 14 Abs. 1 Satz 2 GeschO 
 

Anwendungsvereinbarung schließt Privatisierung des UK S-H bis zum 
1. April 2015 aus - Spitzenmedizin in Schleswig-Hol stein erhalten 

Der Bildungsausschuss hat sich am 4. November, der Finanzausschuss am 
11. November 2010 mit dem von den Fraktionen von CDU und FDP vorgelegten An-
trag „Anwendungsvereinbarung schließt Privatisierung des UK S-H bis zum 
1. April 2015 aus - Spitzenmedizin in Schleswig-Holstein erhalten“ befasst. Im Ein-
vernehmen mit dem Finanzausschuss empfiehlt der Bildungsausschuss dem Land-
tag, die Entschließung zu übernehmen und zu beschließen: 

„Anwendungsvereinbarung schließt Privatisierung des  UK S-H bis zum 
1. April 2015 aus - Spitzenmedizin in Schleswig-Hol stein erhalten  

Der Schleswig-Holsteinische Landtag erkennt an, dass die zwischen dem 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UK S-H), dem Land Schleswig-
Holstein und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) im April 
2008 geschlossene ‚Anwendungsvereinbarung zur Zukunftssicherung des 
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein’ gemäß § 2 der Vereinbarung ‚bis 
zum 01.04.2015 keine Entscheidung für eine Ausgründung des Primärbe-
reichs der Krankenversorgung des UK S-H im Wege einer materiellen Priva-
tisierung’ ermöglicht. 

Zugleich unterstützt der Schleswig-Holsteinische Landtag die notwendige 
Modernisierung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, um das Unter-
nehmen zukunftsfähig zu halten und die Arbeitsplätze zu sichern. Dazu kann 
auch privates Kapital beitragen. Vor diesem Hintergrund begrüßt der Landtag 
die Einleitung eines Markterkundungsverfahrens durch die Landesregierung 
ohne Vorfestlegung auf ein bestimmtes Modell. Neben einer möglichen mate-
riellen Privatisierung ab dem Jahr 2015 wird damit auch eine Auslagerung 
des Immobilienbestands geprüft. 



Drucksache 17/1010 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode 

 

 - 2 - 

Der Landtag bittet die Landesregierung, ihm in der 15. Tagung mündlich über 
den Stand des Markterkundungsverfahrens zu berichten.“ 

 

 

Susanne Herold 
Vorsitzende 


